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Die Komplexit!t des Umwandlungssteuerrechts rÅhrt nicht zuletzt daher, dass es die Regelun-
gen des Einkommensteuer-, KÇrperschaftsteuer-, Gewerbesteuer- und Internationalen Steuer-
rechts miteinander verknÅpft. Neben Vorkenntnissen in diesen Rechtsgebieten ist daher ein sys-
tematisches Herangehen an entsprechende Sachverhalte notwendig. Dieses Vorgehen trainiert
man am besten anhand praxis- und klausurnaher F!lle, wie sie in diesem Buch zusammen-
gestellt wurden.

Schwerpunkt der mit der 4. Auflage vorgenommenen umfangreichen Anpassungen war die Be-
rÅcksichtigung des Umwandlungssteuer-Erlasses 2011.

Die 5. Auflage wurde unter den Gliederungspunkten 2.2.1 bis 2.2.4 um Inlandsverschmelzungen
mit Auslandsbezug, Auslandsverschmelzungen mit Inlandsbezug und internationale Verschmel-
zungen erg!nzt. Diese F!lle sind als Erg!nzungen zu den nationalen Verschmelzungsf!llen zu
sehen und befassen sich vorwiegend mit wesentlichen Problemen bei internationalen Ver-
schmelzungen. Daher sind diese F!lle nur als EinfÅhrung in die Materie von Inlandsverschmel-
zungen mit Auslandsbezug, Auslandsverschmelzungen mit Inlandsbezug und grenzÅberschrei-
tende Verschmelzungen zu sehen.

Die 6. Auflage berÅcksichtigt im Kapitel 3 die Neuregelungen des Steuer!nderungsgesetzes
2015.

Wir haben mit der vorliegenden 7. Auflage dieses Werk Åbernommen und die zwischenzeitli-
chen steuerrechtlichen Entwicklungen bei der Neuauflage berÅcksichtigt. Mit unserer "ber-
arbeitung schlagen wir den Weg in Richtung einer noch st!rkeren Fokussierung auf den prakti-
schen PrÅfungsfall im Umwandlungssteuerrecht ein, auf den sich die meisten Nutzer dieses
Werks vorbereiten. Aufgrund der umwandlungssteuerrechtlichen Wirkungen des neuen Opti-
onsmodells nach § 1a KStG dÅrfte das Umwandlungssteuerrecht in Zukunft in der Praxis, aber
auch als PrÅfungsgegenstand noch an Bedeutung gewinnen.

Die Fallsammlung enth!lt 23 umfassende F!lle zu Formwechsel, Verschmelzung, Spaltung und
Einbringung und wendet sich an angehende Steuerberater, Diplom-Finanzwirte und Wirt-
schaftsprÅfer, die theoretisches in Praxiswissen umsetzen und vertiefen mÇchten.

Rechtsstand ist der 1.10.2021.

Viel Erfolg mit der NWB Fallsammlung zum Umwandlungssteuerrecht!

Herne, im Oktober 2021 Manuel BrÅhl und Ronny Kunzmann
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Verschmelzung einer KapG auf eine PersG KK AA PP II TT EE LL 11

Fall 1

Kapitel 1: Umwandlung von KÇrperschaften in
Personenunternehmen bzw.
Einzelunternehmen

1.1. Verschmelzung einer Tochter-Kapitalgesellschaft auf eine
Mutter-Personengesellschaft

FFAALLLL 11

Verschmelzung einer GmbH auf eine bestehende OHG wobei die OHG die
Alleingesellschafterin der GmbH ist

Sachverhalt

An der Sommer & Winter OHG mit Sitz in Baden Baden sind die Gesellschafter Sommer und
Winter jeweils zur H!lfte beteiligt. Die Gesellschafter Sommer und Winter haben ihren Wohn-
sitz ebenfalls in Baden Baden und sind damit unbeschr!nkt einkommensteuerpflichtig.

Im GesellschaftsvermÇgen der OHG befindet sich eine 100%ige Beteiligung an der Lenz-GmbH mit
Sitz in Hamburg; die GmbH wurde vor neun Jahren gegrÅndet. Gesch!ftsfÅhrer der Lenz-GmbH war
bisher ein Fremdgesch!ftsfÅhrer, der seinen Anstellungsvertrag zum 31.12.00 gekÅndigt hatte. Da-
nach haben die Gesellschafter der OHG, Sommer und Winter, die Gesch!ftsfÅhrung unentgeltlich
Åbernommen. Die Beteiligung ist in der Bilanz mit den Anschaffungskosten bzw. nachtr!glichen An-
schaffungskosten, die dem GrÅndungskapital zzgl. einer in die KapitalrÅcklage geleisteten Einlage
entsprechen, ausgewiesen. Im Mai des Jahres 01 beschließen die Gesellschafter der Sommer & Win-
ter OHG, die Lenz-GmbH rÅckwirkend zum 1.1.01 auf die Sommer & Winter OHG zu verschmelzen.
Es liegt ein notariell beurkundeter Umwandlungsbeschluss vom 20.5.01 vor. Die Anmeldung zum
Handelsregister erfolgte am 28.7.01. Die Eintragung erfolgte am 16.9.01.

Die der Umwandlung zugrunde liegende Schlussbilanz der Lenz-GmbH zum 31.12.00 weist fol-
gendes Bild auf:

Aktiva Bilanz der Lenz-GmbH zum 31.12.00 Passiva

A. AnlagevermÇgen A. Eigenkapital

Sachanlagen 200.000A I. Stammkapital 50.000A

B. UmlaufvermÇgen II. KapitalrÅcklagen 50.000A

I. Forderungen und sonst.
VermÇgensgegenst!nde 250.000A

III. GewinnrÅcklagen 100.000A

II. Kassenbestand, Guthaben
bei Kreditinstituten 50.000A

IV. JahresÅberschuss 100.000A

B. RÅckstellungen 20.000A

C. Verbindlichkeiten 180.000A

500.000A 500.000A
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KK AA PP II TT EE LL 11 Umwandlung von KÇrperschaften in Pers./Einzelunternehmen

Fall 1

Der gemeine Wert des AnlagevermÇgens bel!uft sich auf 500.000A, des Weiteren ist der Fir-
menwert der GmbH auf 200.000A zu beziffern. Weitere stille Reserven existieren nicht. Das
steuerliche Einlagekonto wurde im Vorjahr mit 50.000A festgestellt.

Die Bilanz der Sommer & Winter OHG weist zum 31.12.00 folgendes Bild auf:

Aktiva Bilanz der Sommer & Winter OHG zum 31.12.00 Passiva

A. AnlagevermÇgen A. Eigenkapital

I. Sachanlagen 150.000A I. Kapital Sommer 100.000A

II. Finanzanlagen II. Kapital Winter 100.000A

Beteiligung Lenz-GmbH 100.000A B. RÅckstellungen 20.000A

B. UmlaufvermÇgen C. Verbindlichkeiten 280.000A

I. Forderungen und sonst.
VermÇgensgegenst!nde 220.000A

II. Kassenbestand, Guthaben
bei Kreditinstituten 30.000A

500.000A 500.000A

AAUUFFGGAABBEENN

1. Ist in diesem Fall das UmwStG anwendbar?

2. Wann ist der steuerliche "bertragungsstichtag?

3. Geben Sie die ertragsteuerlichen Folgen aus der Umwandlung fÅr die Åbertragende Lenz-
GmbH, die Åbernehmende Sommer & Winter OHG sowie den/die Gesellschafter(in) der
Åbertragenden Lenz-GmbH an bei

a) Aufdeckung der stillen Reserven

b) BuchwertfortfÅhrung

(Hinweis: fÅr eine Ertragsteuerbelastung beim ÅtR kann mit 30 % gerechnet werden)!

LL##SSUUNNGG

Vorbemerkung:

Aufgrund der Verschmelzung Åbertr!gt der ÅtR (hier die Lenz-GmbH) sein gesamtes VermÇgen
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf den ÅnR (hier die Sommer & Winter OHG). Dies ist
Ausfluss des UmwG; vgl. Sie dazu insbesondere § 20 UmwG. Durch die Verschmelzung erlischt
der ÅtR. Somit endet auch dessen Steuerpflicht.

Ertragsteuerlich stellen Umwandlungen, wie auch Einbringungen, auf der Ebene des ÅtR Ver-
!ußerungsvorg!nge des Åbertragenen VermÇgens dar (vgl. auch Rz. 00.02 UmwStE). Aus dem
Åbertragenen BetriebsvermÇgen sind demzufolge alle stillen Reserven aufzudecken. Durch die
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Fall 1

Anwendung des UmwStG kann die Besteuerung dieser stillen Reserven beim ÅtR evtl. vermieden
werden.

Der ÅnR Åbernimmt alles vom ÅtR im Wege der Gesamtrechtsnachfolge. Aus ertragsteuerlicher
Sicht handelt es sich grunds!tzlich um einen Anschaffungsvorgang (Rz. 00.02 UmwStE). Da es
sich beim Åbernommenen VermÇgen regelm!ßig um zu bilanzierendes BetriebsvermÇgen han-
delt, muss hierfÅr eine Zugangs- als auch an den folgenden Bilanzstichtagen eine Folgebewer-
tung vorgenommen werden.

Des Weiteren ist zu beachten, dass die Beteiligung am ÅtR durch die Verschmelzung untergeht,
der Gesellschafter des ÅtR allerdings regelm!ßig neue Anteile am ÅnR erh!lt. Beim ÅnR handelt
es sich aus steuerlicher Sicht entweder um Mitunternehmerschaften bzw. Einzelunternehmen,
sodass der Gesellschafter hier im Gegenzug eigenes BetriebsvermÇgen erh!lt. Er tauscht quasi
seine Beteiligung an der untergehenden Kapitalgesellschaft gegen BetriebsvermÇgen ein. Auch
aus diesem Tausch sind letztendlich die stillen Reserven aufzudecken, da es sich bei den Anteilen
an der untergehenden Kapitalgesellschaft um steuerverhaftete i. S. des Ertragsteuerrechts han-
delt.

Genau diesem Gedankengang folgend lÇst auch das UmwStG diese F!lle!

" Rechtsfolgen fÅr den ÅtR (§ 3 UmwStG)

" Rechtsfolgen fÅr den ÅnR (§ 4 Abs. 1–3 UmwStG i.V. m. §§ 5 und 6 UmwStG)

" Rechtsfolgen fÅr die Gesellschafter des ÅtR (§ 7 UmwStG und § 4 Abs. 4–7 UmwStG)

Vorab muss in einer LÇsung selbstverst!ndlich die Anwendbarkeit des UmwStG (§ 1 UmwStG),
der steuerliche "bertragungsstichtag (§ 2 UmwStG) und letztendlich die Auswirkungen auf „an-
dere“ Steuerarten außer ESt und KSt, also die GewSt (§ 18 UmwStG), die USt als auch die GrESt
geprÅft werden. Somit steht der Grundaufbau fÅr eine LÇsung fest.

1. Anwendbarkeit des UmwStG (§ 1 UmwStG)

Nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 UmwStG sind fÅr Umwandlungen i. S. des § 2 UmwG (= Verschmelzung) die
steuerrechtlichen Vorschriften des 2.–5. Teiles des Umwandlungssteuergesetzes anzuwenden –
sachlicher Anwendungsbereich. Auch der persÇnliche Anwendungsbereich ist fÅr den ÅtR (Lenz-
GmbH) als auch den ÅnR (Sommer & Winter OHG) erÇffnet, da beide ihren Sitz im Inland ha-
ben.

2. Steuerlicher "bertragungsstichtag (§ 2 UmwStG)

Das Steuerrecht l!sst in diesen F!llen eine RÅckwirkung zu! Dies ist insoweit beachtlich, da das
Steuerrecht sich ansonsten durch ein hohes Maß an „RÅckwirkungsfeindlichkeit“ auszeichnet.

Der handelsrechtliche Umwandlungsstichtag (hier der 1.1.01) ist der Zeitpunkt, von dem an die
Handlungen des ÅtR (hier: die Lenz-GmbH) als fÅr Rechnung des ÅnR (hier: die Sommer & Win-
ter OHG) vorgenommen gelten. Der Åbertragende Rechtstr!ger hat auf den Schluss des Tages,
der dem handelsrechtlichen Umwandlungsstichtag vorangeht, nach § 17 Abs. 2 UmwG eine
Schlussbilanz aufzustellen (hier also der 31.12.00). Diese Schlussbilanz darf auf einen hÇchstens
acht Monate vor der Anmeldung der Umwandlung beim Handelsregister liegenden Stichtag
aufgestellt werden. Die Anmeldung erfolge hier am 28.7.01. Eine handelsrechtliche RÅckwirkung
auf den 1.1.01 ist mÇglich.
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Der steuerliche "bertragungsstichtag i. S. des § 2 Abs. 1 UmwStG ist nicht mit dem handels-
rechtlichen Umwandlungsstichtag identisch, vgl. auch Rz. 02.01 UmwStE. Nach Rz. 02.02 Umw-
StE ist der steuerliche "bertragungsstichtag der Tag, auf den der Åbertragende Rechtstr!ger die
(handelsrechtliche) Schlussbilanz aufzustellen hat, also im vorliegenden Fall der 31.12.00. Die
Wahl eines anderen steuerlichen "bertragungsstichtags ist nicht mÇglich. Auf den 31.12.00 ist
demzufolge auch die steuerliche Schlussbilanz zu erstellen.

Aufgrund dieser steuerlichen RÅckwirkung sind das Einkommen, das VermÇgen und die Besteue-
rungsgrundlagen fÅr die Gewerbesteuer der Åbertragenden GmbH sowie der Åbernehmenden
OHG danach so zu ermitteln, als ob das VermÇgen der GmbH mit Ablauf des steuerlichen "ber-
tragungsstichtags auf die Åbernehmende OHG Åbergegangen w!re. Die steuerlichen Folgen aus
der Umwandlung entfalten also bereits in 00 ihre steuerliche Wirkung, bezogen auf die OHG
sind diese Besteuerungsgrundlagen daher bereits in der gesonderten und einheitlichen Feststel-
lung fÅr das Jahr 00 zu erkl!ren (§§ 179 Abs. 1, 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a AO).

3. Ertragsteuerliche WÅrdigung der Umwandlung

3.1 Rechtsfolgen fÅr den ÅtR (die Lenz-GmbH)

3.1.1 Grundsatz: Ansatz der gemeinen Werte mit Aufdeckung aller stillen Reserven

Jede Åbertragende KÇrperschaft ist nach § 3 Abs. 1 Satz 1 UmwStG zur Erstellung und Abgabe
einer steuerlichen Schlussbilanz verpflichtet. Das gilt unabh!ngig davon, ob die Åbertragende
KÇrperschaft im Inland einer Steuerpflicht unterliegt (§§ 1, 2 KStG), im Inland zur FÅhrung von
BÅchern verpflichtet ist (§ 5 Abs. 1 EStG, § 141 ff. AO) oder Åberhaupt inl!ndisches Betriebsver-
mÇgen besitzt. Die Vorlage einer steuerlichen Schlussbilanz ist nur dann nicht erforderlich,
wenn sie nicht fÅr inl!ndische Besteuerungszwecke benÇtigt wird.

Die steuerliche Schlussbilanz i. S. des § 3 Abs. 1 Satz 1 UmwStG ist eine eigenst!ndige Bilanz und
von der allgemeinen Gewinnermittlungsbilanz i. S. der §§ 4 Abs. 1, 5 Abs. 1 EStG zu unterschei-
den.

Der ÅtR hat nach § 3 Abs. 1 UmwStG eine Schlussbilanz zu erstellen und sein VermÇgen darin
zum gemeinen Wert anzusetzen. Daraus folgt die Aufdeckung aller stillen Reserven einschließ-
lich selbst geschaffener immaterieller VermÇgenswerte des AnlagevermÇgens. Der daraus resul-
tierende "bertragungsgewinn voll steuerpflichtig. Das gilt gem. § 18 Abs. 1 Satz 1 UmwStG
ebenso fÅr die Gewerbesteuer.
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Aktiva Schlussbilanz der Lenz-GmbH zum 31.12.00 nach § 3 Abs. 1 UmwStG Passiva

A. AnlagevermÇgen A. Eigenkapital

selbst geschaffener Firmenwert
(0 + 200‘)

200.000A I. Stammkapital 50.000A

Sachanlagen (200‘+ 300‘) 500.000A II. KapitalrÅcklagen 50.000A

B. UmlaufvermÇgen III. GewinnrÅcklagen 100.000A

I. Forderungen und sonst.
VermÇgensgegenst!nde 250.000A

IV. JahresÅberschuss
(vor Umwandlung)

100.000A

II. Kassenbestand, Guthaben
bei Kreditinstituten 50.000A

"bertragungsgewinn
(500‘- 150‘)

350.000A

B. RÅckstellungen 20.000A

SteuerrÅckstellung aus
"bertragungsgewinn*)

150.000A

C. Verbindlichkeiten 180.000A

1.000.000A 1.000.000A

*) fÅr Ertragsteuern (KSt, SolZu, GewSt) soll mit 30 % gerechnet werden

die stillen Reserven im SachanlagevermÇgen 300.000A

im Firmenwert 200.000A

"bertragungsgewinn vor Steuern 500.000A

davon 30 % Ertragsteuerbelastung 150.000A

Aufgrund der Umwandlung erfolgt beim ÅtR die (fiktive) Herabsetzung des Nennkapitals, vgl.
§ 29 Abs. 1 KStG. Mangels Sonderausweis beim ÅtR ist der Herabsetzungsbetrag dem steuerli-
chen Einlagekonto zuzuschreiben. Dieses betr!gt dann auf den steuerlichen "bertragungsstich-
tag:

Stand steuerliches Einlagekonto Vorjahr 50.000A

zzgl. Betrag aus Herabsetzung + 50.000A

Stand 31.12.00 100.000A

3.1.2 Ausnahme bzw. Vermeidung der Aufdeckung der stillen Reserven beim ÅtR

Gem!ß § 3 Abs. 2 UmwStG dÅrfen die WirtschaftsgÅter – auf Antrag – in der "bertragungsbi-
lanz zum Buch- oder Zwischenwert angesetzt werden, soweit

Nr. 1: sie BetriebsvermÇgen der Åbernehmenden Personengesellschaft oder natÅrlichen Per-
son werden und sichergestellt ist, dass sie sp!ter der Besteuerung nach dem EStG oder
KStG unterliegen, und
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Nr. 2: das Recht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der Besteuerung des Gewinns
aus der Ver!ußerung der Åbertragenen WirtschaftsgÅter bei den Gesellschaftern der
Åbernehmenden Personengesellschaft oder bei der natÅrlichen Person nicht aus-
geschlossen oder beschr!nkt wird und

Nr. 3: eine Gegenleistung nicht gew!hrt wird oder in Gesellschaftsrechten besteht.

Die erste Voraussetzung kommt zum Tragen, wenn eine rein vermÇgensverwaltende Kapitalge-
sellschaft auf eine Personengesellschaft ohne BetriebsvermÇgen (= vermÇgensverwaltende Per-
sonengesellschaft) verschmolzen wird. Damit wird aus dem BetriebsvermÇgen der Kapitalge-
sellschaft steuerliches PrivatvermÇgen der Gesellschafter. Eine Vermeidung der Aufdeckung von
stillen Reserven ist im Falle der Entnahme der WirtschaftsgÅter nicht mÇglich.

Das gilt fÅr den vorliegenden Fall nicht, da die WirtschaftsgÅter zu BetriebsvermÇgen der OHG
werden. Beim ÅnR handelt es sich um eine Mitunternehmerschaft.

Die unter Nr. 2 aufgefÅhrte Bedingung zielt ebenfalls auf die stillen Reserven und ihre sp!tere
Besteuerung ab. Werden die WirtschaftsgÅter durch die aufnehmende OHG sp!ter ver!ußert
und damit die stillen Reserven realisiert, muss der Ver!ußerungsgewinn in Deutschland steuer-
pflichtig sein. Diese Regelung soll das deutsche Besteuerungsrecht an den stillen Reserven si-
cherstellen. Diese Regelung kÇnnte dann zum Problem werden, wenn zum BetriebsvermÇgen
der Kapitalgesellschaft eine Betriebsst!tte gehÇrt und diese WirtschaftsgÅter nach der Ver-
schmelzung nicht mehr einer deutschen Betriebsst!tte zuzuordnen sind oder in Deutschland
beschr!nkt steuerpflichtige Gesellschafter an der Åbernehmenden Gesellschaft beteiligt sind.

Da beides im vorliegenden Fall nicht gegeben ist, verhindert die unter Nr. 2 genannte Bedingung
auch nicht den Buchwertansatz Beide Gesellschafter der OHG sind unbeschr!nkt steuerpflichtig
und damit bleibt das Besteuerungsrecht an den stillen Reserven auf der Grundlage der trans-
parenten Besteuerung fÅr die Bundesrepublik Deutschland erhalten.

Die unter Nr. 3 aufgefÅhrte Bedingung soll verhindern, dass die WirtschaftsgÅter im Rahmen
einer Verschmelzung entgeltlich ver!ußert werden. Eine Gegenleistung darf entweder nicht ge-
w!hrt werden oder nur in Gesellschaftsrechten bestehen. Da sich die Beteiligung im Betriebs-
vermÇgen der aufnehmenden Gesellschaft befindet, f!llt diese nach "bernahme der Wirt-
schaftsgÅter weg und eine Gegenleistung wird nicht gew!hrt.

Da alle drei Bedingungen erfÅllt sind, ist ein Ansatz zum Buchwert mÇglich. Damit kann eine
Versteuerung eines "bertragungsgewinns vermieden werden.

HHIINNWWEEIISS

Hinweis zum Antrag i. S. des § 3 Abs. 2 UmwStG: Nach der im UmwSt-Erlass festgehaltenen Ver-
waltungsauffassung gelten bezogen auf den Antrag und die steuerliche Schlussbilanz die fol-
genden Grunds!tze:

Als Abgabe der steuerlichen Schlussbilanz gilt auch die „ausdrÅckliche Erkl!rung“, dass die Steu-
erbilanz i. S. der §§ 4 Abs. 1, 5 Abs. 1 EStG gleichzeitig die steuerliche Schlussbilanz sein soll,
wenn diese Bilanz der steuerlichen Schlussbilanz entspricht. Das dÅrfte in der Regel bei Buch-
wertfortfÅhrung der Fall sein. Diese Erkl!rung ist unwiderruflich. In der Erkl!rung ist zugleich
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ein konkludent gestellter Antrag auf Ansatz des Buchwertes zu sehen, sofern kein ausdrÅck-
licher, gesonderter, anderweitiger Antrag gestellt wurde (Rz. 03.01 und Rz. 03.29 UmwStE).

Der Antrag zum Ansatz der Åbergehenden WirtschaftsgÅter mit dem Buch- oder Zwischenwert
ist von der Åbertragenden KÇrperschaft bzw. von deren Gesamtrechtsnachfolger bei dem fÅr die
Besteuerung nach den §§ 20, 26 AO zust!ndigen Finanzamt der Åbertragenden KÇrperschaft
sp!testens bis zur erstmaligen Abgabe der steuerlichen Schlussbilanz zu stellen. Der Antrag be-
darf keiner besonderen Form, ist bedingungsfeindlich und unwiderruflich (Rz. 03.27 – Rz. 03.30
UmwStE).

Aktiva Schlussbilanz der Lenz-GmbH zum 31.12.00 nach § 3 Abs. 2 UmwStG Passiva

A. AnlagevermÇgen A. Eigenkapital

Sachanlagen 200.000A I. Stammkapital 50.000A

B. UmlaufvermÇgen II. KapitalrÅcklagen 50.000A

I. Forderungen und
sonst.
VermÇgensgegen-
st!nde 250.000A

III. GewinnrÅcklagen 100.000A

II. Kassenbestand,
Guthaben bei Kre-
ditinstituten 50.000A

IV. JahresÅberschuss 100.000A

B. RÅckstellungen 20.000A

C. Verbindlichkeiten 180.000A

500.000A 500.000A

Die Herabsetzung des Nennkapitals nach § 29 Abs. 1 UmwStG erfolgt unabh!ngig von der
Schlussbilanz i. S. des § 3 UmwStG.

Stand steuerliches Einlagekonto Vorjahr 50.000A

zzgl. Betrag aus Herabsetzung + 50.000A

Stand 31.12.00 100.000A

3.2. Rechtsfolgen fÅr den ÅnR (die Sommer & Winter OHG)

3.2.1 Zugangsbewertung

Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 UmwStG hat die Åbernehmende Personengesellschaft die auf sie Åberge-
gangenen WirtschaftsgÅter mit dem in der steuerlichen Schlussbilanz der GmbH enthaltenen
Wert zu Åbernehmen. Es gilt somit eine strenge WertverknÅpfung. Die ErÇffnungsbilanz bzw.
Zugangsbewertung der WirtschaftsgÅter nach § 4 Abs. 1 UmwStG des ÅnR hat somit das gleiche
Bild wie die Schlussbilanz des ÅtR nach § 3 UmwStG; natÅrlich mit Ausnahme des Eigenkapitals.
Dieses ist nach BeteiligungshÇhe der Gesellschafter aufzuteilen.



8

KK AA PP II TT EE LL 11 Umwandlung von KÇrperschaften in Pers./Einzelunternehmen

Fall 1

Beim Ansatz der gemeinen Werte beim ÅtR (§ 3 Abs. 1 UmwStG) hat die "bernahmebilanz des
ÅnR folgendes Bild:

Aktiva steuerliche "bernahmebilanz der Sommer & Winter OHG zum 31.12.00 Passiva

A. AnlagevermÇgen A. Eigenkapital

I. 200.000A I. Kapital Sommer (+ 275.000) 375.000A

II. Sachanlagen (+ 500.000) 650.000A II. Kapital Winter (+ 275.000) 375.000A

B. RÅckstellungen (+ 20.000) 40.000A

B. UmlaufvermÇgen inkl. SteuerrÅckstellungen des
ÅtR 150.000A

I. Forderungen und sonst.
VermÇgensgegenst!nde
(+ 250.000) 470.000A

C. Verbindlichkeiten (+ 180.000) 460.000A

II. Kassenbestand, Guthaben
bei Kreditinstituten
(+ 50.000) 80.000A

1.400.000A 1.400.000A

Beim Ansatz der Buchwerte beim ÅtR (§ 3 Abs. 2 UmwStG) hat die "bernahmebilanz des ÅnR
folgendes Bild:

Aktiva Steuerliche "bernahme - Bilanz der Sommer & Winter OHG zum 31.12.00 Passiva

A. AnlagevermÇgen A. Eigenkapital

II. Sachanlagen (+ 200.000) 350.000A I. Kapital Sommer (+ 100.000) 200.000A

) II. Kapital Winter (+ 100.000) 200.000A

B. RÅckstellungen (+ 20.000) 40.000A

B. UmlaufvermÇgen

I. Forderungen und sonst.
VermÇgensgegenst!nde
(+ 250.000) 470.000A

C. Verbindlichkeiten (+ 180.000) 460.000A

II. Kassenbestand, Guthaben
bei Kreditinstituten
(+ 50.000) 80.000A

900.000A 900.000A
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3.2.2 Folgebewertung

Die Åbernehmende Personengesellschaft tritt nach § 4 Abs. 2 UmwStG bezÅglich

" der Bewertung der Åbernommenen WirtschaftsgÅter,

" der Absetzungen fÅr Abnutzung, einschließlich erhÇhten Absetzungen und Sonderabschrei-
bungen,

" den steuerlichen Gewinn mindernden RÅcklagen (z. B. nach § 6b EStG)

in die Rechtsstellung der Åbertragenden GmbH ein. Dieser Eintritt erfolgt im Wege der Gesamt-
rechtsnachfolge.

Die Aufz!hlung in § 4 Abs. 2 Satz 1 UmwStG ist nicht als abschließend zu interpretieren. Der
VermÇgensÅbergang im Wege der Gesamtrechtsnachfolge bedeutet gleichzeitig, dass bei der
Åbernehmenden Personengesellschaft fÅr Zwecke des § 6b EStG und des § 7g EStG keine be-
gÅnstigte Anschaffung vorliegt (Rz. 04.14 UmwStE).

Rz. 04.09 UmwStE weist noch einmal besonders darauf hin, dass der Åbernehmende Rechtstr!-
ger in die steuerliche Rechtsstellung der Åbertragenden KÇrperschaft auch hinsichtlich ihrer his-
torischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten eintritt. Das ergibt sich aber bereits aus der
Gesamtrechtsnachfolge.

Der Eintritt in die Rechtsstellung der "bertr!gerin gilt nicht nur in den F!llen, in denen bei der
GmbH der Buchwert angesetzt wird. Er gilt auch dann, wenn die GmbH Zwischenwerte oder
den gemeinen Wert ansetzt (vgl. Rz. 04.10 UmwStE).

Soweit die ZugehÇrigkeit eines Wirtschaftsguts zum BetriebsvermÇgen fÅr die Besteuerung be-
deutsam ist (z. B. Vorbesitzzeiten bei § 6b EStG bzw. Verbleibensfristen), sind die entsprechen-
den Zeiten der GmbH gem. § 4 Abs. 2 Satz 3 UmwStG bei der Åbernehmenden Personengesell-
schaft anzurechnen; etwaige Behaltefristen werden nicht unterbrochen (vgl. Rz. 04.15
UmwStE).

3.2.3 Folge – AfA bei Ansatz > Buchwerte

Nur fÅr diese F!lle – also nicht beim Buchwertansatz – regelt § 4 Abs. 3 UmwStG eine neue AfA-
Bemessungsgrundlage wie folgt:

Bei der Geb!ude-AfA nach § 7 Abs. 4 Satz 1 EStG (lineare AfA) ist die bisherige Bemessungs-
grundlage zuzÅglich des Betrags der aufgelÇsten stillen Reserven maßgebend (vgl. Rz. 04.10
UmwStE). Auf diese Bemessungsgrundlage ist der bisherige Prozentsatz weiterhin anzuwenden.

BBEEIISSPPIIEELL:: P In der Schlussbilanz der GmbH wird ein Geb!ude mit dem gemeinen Wert von 800.000A an-
gesetzt. Der Buchwert bel!uft sich auf 400.000A, die ursprÅnglichen Herstellungskosten betrugen
600.000A.

Bei der Åbernehmenden Personengesellschaft ergibt sich folgende Bemessungsgrundlage fÅr die kÅnfti-
ge AfA:

ursprÅngliche Bemessungsgrundlage 600.000A

= Herstellungskosten

zzgl. aufgelÇste stille Reserven + 400.000A

neue Bemessungsgrundlage 1.000.000A
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Wird in den F!llen des § 7 Abs. 4 Satz 1 EStG die volle Absetzung innerhalb der tats!chlichen
Nutzungsdauer nicht erreicht, kÇnnen die Absetzungen fÅr Abnutzung nach der Restnutzungs-
dauer des Geb!udes bemessen werden. Ein solcher Nachweis dÅrfte in der Praxis aber fÅr Ge-
b!ude schwerfallen.

Bei anderen abschreibungsf!higen WirtschaftsgÅtern wird der Buchwert ebenfalls um die auf-
gelÇsten stillen Reserven erhÇht und bildet die neue Bemessungsgrundlage (vgl. Rz. 04.10 Umw-
StE). Der Abschreibungssatz richtet sich nach der Restnutzungsdauer, die in diesen F!llen nach
den Verh!ltnissen am steuerlichen "bertragungsstichtag neu zu sch!tzen w!re (BFH, Urteil v.
29.11.2007 - IV R 73/02, BStBl 2008 II S. 407).

BBEEIISSPPIIEELL:: P In der Schlussbilanz der GmbH wird eine Maschine mit dem gemeinen Wert von 300.000A
angesetzt, der Buchwert betr!gt 200.000A.

Bei der Åbernehmenden Personengesellschaft ergibt sich folgende Bemessungsgrundlage fÅr die kÅnfti-
gen Abschreibungen:

Buchwert lt. Schlussbilanz 200.000A

zzgl. aufgelÇste stille Reserven + 100.000A

neue Bemessungsgrundlage 300.000A

FÅr die Absetzungen fÅr Abnutzung eines Gesch!fts- oder Firmenwerts gilt § 7 Abs. 1 Satz 3
EStG. Auch wenn zum steuerlichen "bertragungsstichtag bereits ein (derivativer) Gesch!fts-
oder Firmenwert vorhanden ist, bemessen sich die Absetzungen fÅr Abnutzung wegen § 7 Abs. 1
Satz 3 EStG nicht nach der Restnutzungsdauer. In diesen F!llen ist der Gesch!fts- oder Firmen-
wert nach der bisherigen Bemessungsgrundlage, ggf. vermehrt um einen Aufstockungsbetrag,
einheitlich mit 1/15 abzuschreiben (Rn. 04.10 UmwStE).

Sowohl bei der Geb!udeabschreibung als auch bei der Abschreibung anderer WirtschaftsgÅter
ist die Åbernehmende Personengesellschaft – unabh!ngig davon, ob die GmbH den Buch-, Zwi-
schen- oder gemeinen Wert angesetzt hat – an die von der Åbertragenden GmbH gew!hlte Ab-
schreibungsmethode gebunden.

3.2.4 Verbleibende Verluste (im weiteren Sinne) der Åbertragenden Kapitalgesellschaft

Nach § 4 Abs. 2 Satz 2 UmwStG gehen verrechenbare Verluste, verbleibende Verlustvortr!ge,
vom Åbertragenden Rechtstr!ger nicht ausgeglichene negative EinkÅnfte und ein Zinsvortrag
nach § 4h Abs. 1 Satz 2 EStG nicht auf die Åbernehmende Personengesellschaft Åber.

3.3 Rechtsfolgen fÅr die Gesellschafter der Åbertragenden Kapitalgesellschaft
(§ 4 Abs. 4 - 7 und § 7 UmwStG)

Vorbemerkung:

Vom Gesetzgeber wird unterstellt, wie auch in unserem vorliegenden Sachverhalt gegeben,
dass bei einer Verschmelzung die Åbernehmende Personengesellschaft s!mtliche Anteile an der
Åbertragenden Kapitalgesellschaft h!lt. Dieser Fall wird auch als Grundfall oder Aufw!rtsver-
schmelzung (Tochter auf Muttergesellschaft oder auch „up-stream-merger“) bezeichnet. L!ge
ein Fall vor, dass die ÅnR vor der Umwandlung nicht s!mtliche Anteile an der ÅtR hielte, sorgt
§ 5 Abs. 2 und 3 UmwStG per gesetzlicher Anordnung fÅr die Schaffung dieses Grundfalles. Dies
gilt allerdings nur fÅr sog. steuerverhaftete Anteile, also diese i. S. des. § 15 EStG (sich in einem


